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Arbeitskreis Junge Geflüchtete des Flüchtlingsrats Berlin e.V. 
  

Forderungen zur Abgeordnetenhauswahl Berlin 2026 

  

Hintergrundpapier: Kindgerechte Unterbringung statt Sammelunterkünfte für 
Familien mit Kindern 

  

 
Über den Arbeitskreis: 
 
Der Arbeitskreis Junge Geflüchtete des Flüchtlingsrats Berlin e.V. trifft sich monatlich und berät 
sich über alltägliche Hürden und Probleme von unbegleiteten und begleiteten minderjährigen 
Geflüchteten in Berlin, tauscht sich über Lösungsansätze aus und entwickelt gemeinsam 
Forderungen an die Politik zur strukturellen Verbesserung der Situation geflüchteter Kinder und 
Jugendlicher. Im Arbeitskreis vertreten sind neben der Geschäftsstelle des Flüchtlingsrats auch 
Vertreter*innen und Mitarbeiter*innen des BBZ – Beratungs- und Betreuungszentrums für junge 
Geflüchtete und Migrant*innen, des Berliner Netzwerks für besonders schutzbedürftige 
geflüchtete Menschen (BNS), des Landesausschusses für Migration, Diversität und 
Antidiskriminierung (LAMA) der GEW Berlin, von Jugendlichen ohne Grenzen, von XENION – 
Psychosoziale Hilfen für politisch Verfolgte e.V. sowie von verschiedenen Jugendhilfe- und 
Bildungsträger*innen, ehemaligen und praktizierenden Lehrkräften von Willkommensklassen, 
ehemaligen Vormund*innen und engagierten Einzelpersonen, die jeweils ihre eigene Expertise in 
die Forderungen eingebracht haben. 

  

Kernforderung 

Das Land Berlin muss die dauerhafte Unterbringung von Familien mit Kindern in 
Sammelunterkünften beenden und ihnen schnellstmöglich eine eigene Wohnung 
zur Verfügung stellen. Solange dies aufgrund der angespannten 
Wohnungsmarktlage nicht möglich ist, müssen Familien ausschließlich in 
familiengerechten Unterkünften mit abgeschlossenen Apartmentstrukturen 
untergebracht werden. Jede Familie muss über eine abschließbare Wohneinheit 
mit eigener Küche und eigenem Sanitärbereich verfügen. 

Kinder brauchen ein Zuhause, Privatsphäre und stabile Lebensbedingungen, um 
gesund aufwachsen zu können. Viele Familien leben jedoch über Monate oder 
sogar Jahre in Sammelunterkünften, obwohl diese den Bedürfnissen von Kindern 
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nicht gerecht werden und eine gesunde körperliche, psychische und soziale 
Entwicklung erheblich erschweren. Das Kindeswohl muss bei allen Entscheidungen 
über die Unterbringung vorrangig berücksichtigt werden. 

Ausgangslage 

Wohnen ist ein Menschenrecht. Die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte 
erkennt das Recht jedes Menschen auf einen angemessenen Lebensstandard 
einschließlich Wohnraum an.i Der Internationale Pakt über wirtschaftliche, soziale 
und kulturelle Rechte verpflichtet die Vertragsstaaten, das Recht auf 
angemessenes Wohnen schrittweise zu verwirklichen.ii Für Kinder ergibt sich 
darüber hinaus aus der UN-Kinderrechtskonvention ein Anspruch auf einen 
Lebensstandard, der ihre körperliche, geistige, seelische und soziale Entwicklung 
gewährleistet. Gleichzeitig verpflichtet Artikel 3 der UN-Kinderrechtskonvention 
alle staatlichen Stellen, das Wohl des Kindes bei allen Maßnahmen, die Kinder 
betreffen, vorrangig zu berücksichtigen.iii 

Diese menschenrechtlichen Verpflichtungen gelten uneingeschränkt auch für 
geflüchtete Kinder und Jugendliche. Kinder und Jugendliche gehören zu den 
besonders schutzbedürftigen Personengruppen und benötigen Schutz, Stabilität, 
Privatsphäre und verlässliche Lebensbedingungen. Dennoch leben viele Familien 
in Berlin über Monate oder sogar Jahre in Sammelunterkünften. Nicht selten 
wenden sich Familien an den Flüchtlingsrat Berlin oder an andere 
Mitgliedsorganisationen des Arbeitskreises, die bereits seit vielen Jahren – 
teilweise über ein Jahrzehnt – in Sammelunterkünften leben. Eine Unterbringung, 
die ursprünglich als kurzfristige Übergangslösung gedacht war, wird dadurch für 
viele Kinder und Jugendliche zum dauerhaften Lebensmittelpunkt. 

Warum geraten die Rechte geflüchteter Kinder und Jugendlicher unter Druck? 

Sammelunterkünfte sind auf die Unterbringung möglichst vieler Menschen 
ausgerichtet. Sie sind jedoch keine Orte, an denen Kinder und Jugendliche 
dauerhaft gesund aufwachsen können. Viele Familien verfügen weder über 
ausreichende Privatsphäre noch über eigene Rückzugsräume und teilen sich 
Küchen, Sanitäranlagen und Gemeinschaftsflächen mit zahlreichen anderen 
Bewohner*innen.iv Ein selbstbestimmtes Familienleben ist unter diesen 
Bedingungen nicht möglich.v 

Kinder und Jugendliche benötigen sichere und stabile Lebensbedingungen, um 
sich gesund entwickeln zu können. Sie brauchen einen geschützten Ort zum 
Spielen, Lernen, Schlafen und Aufwachsen. Fehlende Privatsphäre, beengte 
Wohnverhältnisse sowie jahrelange Aufenthalte in Sammelunterkünften 
erschweren eine gesunde körperliche, psychische und soziale Entwicklung. 
Gleichzeitig werden Eltern in ihrer Erziehungsverantwortung erheblich 
eingeschränkt, wenn sie ihren Kindern keinen geschützten privaten Lebensraum 
bieten können. 

Wohnungen sind der geeignete Ort für das Aufwachsen von Kindern und 
Jugendlichen. Solange eine Unterbringung in einer eigenen Wohnung aufgrund der 
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angespannten Wohnungsmarktlage nicht möglich ist, stellen abgeschlossene 
Apartmentstrukturen mit eigener Küche, eigenem Sanitärbereich und 
abschließbarer Wohneinheit den Mindeststandard einer kindgerechten 
Unterbringung dar. 

Welche Verantwortung trägt das Land Berlin? 

Das Land Berlin trägt die Verantwortung dafür, die Rechte und das Wohl 
geflüchteter Kinder und Jugendlicher auch bei der Unterbringung wirksam zu 
schützen. Familien mit Kindern und Jugendlichen dürfen nicht dauerhaft in 
Sammelunterkünften leben. Ziel muss die schnellstmögliche Vermittlung in eine 
eigene Wohnung sein.vi 

Solange dies aufgrund der angespannten Wohnungsmarktlage nicht möglich ist, 
muss Berlin familiengerechte Unterbringungsformen schaffen, die Privatsphäre, 
Selbstständigkeit und ein gesundes Aufwachsen ermöglichen. Gleichzeitig muss 
das Land seine wohnungs- und unterbringungspolitischen Handlungsspielräume 
konsequent nutzen, um Familien den Zugang zum regulären Wohnungsmarkt zu 
erleichtern und die Aufenthaltsdauer in Sammelunterkünften auf das 
unvermeidbare Minimum zu begrenzen. 

Hieraus ergeben sich für das Land Berlin folgende Handlungsaufträge: 

• Familien mit Kindern und Jugendlichen sind schnellstmöglich in eine eigene 
Wohnung zu vermitteln. 

• Solange dies aufgrund der angespannten Wohnungsmarktlage nicht möglich 
ist, muss die Unterbringung von Familien mit Kindern und Jugendlichen in 
dezentralen Unterkünften mit abgeschlossenen Apartmentstrukturen als 
verbindlicher Mindeststandard festgelegt werden. Jede Familie muss über 
eine abschließbare Wohneinheit mit eigener Küche und eigenem 
Sanitärbereich verfügen. 

• Der Zugang zum Wohnberechtigungsschein (WBS) muss Familien mit Kindern 
und Jugendlichen unabhängig vom Aufenthaltsstatus offenstehen. 

• Familien mit Kindern und Jugendlichen, die in Sammelunterkünften leben, 
müssen bei der Vergabe von Wohnungen als besondere Bedarfsgruppe 
prioritär berücksichtigt werden. 

• Das Land Berlin muss seine wohnungspolitischen Handlungsspielräume 
konsequent nutzen und zusätzliche Wohnungskontingente für Familien mit 
Kindern und Jugendlichen bei den landeseigenen 
Wohnungsbaugesellschaften schaffen sowie Kooperationen mit weiteren 
Wohnungsunternehmen ausbauen. 

• Beratungs- und Unterstützungsangebote zur Wohnungsvermittlung für 
geflüchtete Familien müssen dauerhaft finanziert und unabhängig vom 
Aufenthaltsstatus zugänglich sein. 

• Das Kindeswohl muss bei allen Entscheidungen über Unterbringung, 
Verlegung und Wohnungsvermittlung vorrangig berücksichtigt werden. 
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• Familien mit Kindern und Jugendlichen müssen wohnortnah untergebracht 
werden, damit der Zugang zu Kitas, Schulen, medizinischer Versorgung 
sowie Freizeit- und Beratungsangeboten gewährleistet ist. 
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